
Nach dem Schulstart 
beginnt in diesen Wochen 
auch ein neues Ausbil-
dungsjahr.

Für viele junge 
Menschen ist 
dies der auf re-
gende Einstieg 

in ein ho! entlich 
erfolgreiches 
Berufsleben.

  Damit 
das klappt 

und die Un-
ternehmen 
gute Mitar-
beiter be-
k o m m e n , 
setzt der 
B e r l i n e r 
Senat trotz 

angespannter 
Haushaltslage 
konsequent auf 

gute Bildung: 
Mehr Kita-Plätze 

und mehr Lehrer 
scha! en bessere 
Grundlagen für 

einen erfolg-
reichen Schulab-

schluss. Wer Schwierigkei-
ten etwa mit der deutschen 
Sprache hat, wird frühzeitig 
gezielt gefördert. Wir wol-
len niemanden zurück las-
sen.

Aber auch die Unter-
nehmen sind aufgerufen, 
genug Ausbildungsplätze zu 
scha! en und ihrer so zialen 
Verantwortung nachzu-
kommen. Denn nur ge-
meinsam schaffen wir 
es, Jugendlichen gute Job-
perspektiven und gleich-
zeitig den Betrieben die 
benötigten Fachkrä" e zu 
bieten.

        Ihr Klaus Wowereit

IN DIESER AUSGABE

ZAHL DES MONATS

10,31 MRD. EURO
So hoch ist der jährliche 
Bruttoumsatz der Touris-
musbranche. Damit hat er 
sich innerhalb von zehn 
Jahren verdoppelt. Rund 
275.000 Berlinerinnen und 
Berliner leben inzwischen 
vom Tourismus. 

ZITAT DES MONATS
»Heute, im Jahr 2012, ist der 
Euro stabiler, als es die D-Mark 
je gewesen ist.« 

Alt-Bundeskanzler Helmut 
Schmidt.

Droht vielen Berlinerinnen 
und Berlinern im Alter die 
Armut? Schon heute verdie-
nen sich bundesweit 760.000 
Ruheständler mit einem Mini-
Job Geld dazu. Und mehr als 
150.000 Rentnerinnen und 
Rentner haben noch eine so-
zialversicherungspf lichtige 
Stelle. Die Berliner DGB-Vor-
sitzende Doro Zinke warnt 
jetzt vor einem Absinken der 
Durchschnittsrente im Land 
Berlin auf nur noch 650 Euro.

Fakt ist: Die Durchschnitts-
renten in Deutschland sinken 
seit Jahren. Wer im Jahr 2000 
nach 35 Arbeitsjahren in Rente 
ging, erhielt durchschnittlich 
1021 Euro im Monat. Elf Jahre 
später sind es bei gleichen Vo-

raussetzungen rund 70 Euro 
weniger. Noch niedriger sind 
die Durchschnittsrenten im 
Land Berlin: Im Jahr 2011 lagen 
sie nach Angaben der Deut-
schen Rentenversicherung bei 
lediglich 756 Euro, im Westen 
bei 716,28 Euro, im Osten auf-
grund der meist längeren Er-
werbstätigkeit bei 833,64 Euro. 
„Um die gesetzliche Rente 
wieder armutsfest zu machen, 
müssen wir schnellstens um-
steuern und auf weitere Ren-
tenkürzungen verzichten“, sagt 
die Berliner DGB-Vorsitzende. 

Das richtet sich vor allem 
gegen die Bundesregierung, 
die beschlossen hat, die Ren-
tenbeiträge zu senken. „Dass 
in der Rentenversicherung Bei-

träge gesenkt werden sollen, 
während zum Beispiel Men-
schen, die eine Erwerbsmin-
derungsrente beziehen, unter 
der Armutsgrenze landen, ist 
nicht zu verstehen“, ärgert sich 
der AWO-Bundesvorsitzende 
Wolfgang Stadler. Und für 
DGB-Vorstandsmitglied Anne-
lie Buntenbach ist das „ein ver-
gi" etes Wahlgeschenk“. 

Denn statt die Rentenkasse 
zu leeren, müsste jetzt ange-
spart werden. Sonst sinkt das 
Rentenniveau auf bedrohliche 
43 Prozent des Durchschnitts-
einkommens. Das wäre für vie-
le Menschen nicht mehr als die 
Grundsicherung - trotz jahr-
zehntelanger Arbeit. Wach-
männer, so errechnete es der 

DGB, kämen auch nach 40 
Jahren Vollzeitarbeit mit 589 
Euro nicht einmal an das Ni-
veau der Sozialhilfe (660 Euro) 
heran. Der DGB will das Ren-
tenniveau bei 50 Prozent hal-
ten, eine Forderung, die auch 
die Berliner SPD in ihrem jetzt 
vorgelegten Konzept erhebt. 
Dazu müssen in den kommen-
den Jahren die Rentenbeiträge 
regelmäßig moderat angehoben 
werden - um jeweils 0,1 Prozent 
für Arbeitnehmer und Arbeit-
geber bis zum Jahr 2025. „Die 
Beitragssenkung heute ist die 
Rentenkürzung von morgen“, 
so der SPD-Landesvorsitzende 
Jan Stöß.                                U.H.

 Ein Interview mit ihm fi nden 
Sie auf Seite 3.                                   

Schutz vor Altersarmut

Bunt und vielfältig: So zeigt sich Berlin nicht nur zu seinem 775. Geburtstag. Ein begehbarer Stadtplan auf dem Schlossplatz mit vielen Markierungen weist auf 
die vielen Menschen hin, die Berlin vorangebracht haben. Eine spannende Entdeckungstour im Maßstab 1 : 775.            Foto: U. Horb   Erfahren Sie mehr auf Seite 4.

GUT AUSGEBILDET IST 
DOPPELT GEWONNEN!

Neue Konzepte sollen die Niedrig-Rente verhindern - DGB und Sozialverbände 
fordern  Kurswechsel der Bundesregierung - Berliner SPD mit eigenem Vorschlag

D AT E N -
SCHUTZ  

 
So erfahren Sie,

was Facebook & Co
über Sie wissen.           
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 Die „Falken“ fahren in den 
Herbstferien nach Beeskow 
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 Wieder Wachschutz vor Neu-
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 MEHR GELD
 13 Neuköllner Bildungsein-
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MIETENBÜNDNIS
Beschlossene Sache:  Stadt-
ent    wicklungssenator Michael 
Müller startet das „Bündnis 
für soziale Wohnungspolitik 
und bezahlbare Mieten“. 
                                          Seite 4

DANIEL BARENBOIM
Ein Star ohne Allüren und 
ein Künstler, um den Berlin 
beneidet wird.                Seite 5

 „Das Quartiersmanage-
ment (QM) hat dazu beige-
tragen, die Abwärtsspirale 
der High-Deck-Siedlung 
zu stoppen. Ich bin echt 
beeindruckt von der en-
gagierten Arbeit und den 
vielen ehrenamtlichen Hel-
fern.“ 

Das sagt der SPD-Abge-
ordnete Joschka Langen-
brinck bei seinem Besuch in 
der Köllnischen Heide im 
Norden Neuköllns. Gemein-
sam mit dem Präsidenten 
des Berliner Abgeordneten-
hauses Ralf Wieland (SPD) 

kritisiert er, dass die Bundes-
regierung die Gelder massiv 
gekürzt hat. „Die Kürzung 
ist eine Frechheit und ge-

fährdet massiv die Arbeit des 
QM. Deshalb hat der Ber-
liner Senat die wegfallende 
Finanzierung ausgeglichen.“

 SPD kritisiert Sparen auf Kosten der sozial Schwachen - 
Senat springt beim Quartiersmanagement ein

 Merkel streicht bei Armen DGB kümmert sich
 Gewerkschafter kooperieren 
mit Kommunalpolitikern

 Wenn in Berlin vom Deut-
schen Gewerkscha! sbund die 
Rede ist, dann geht es meist 
um Aktivitäten oder Stellung-
nahmen des Bezirks Berlin-
Brandenburg. 

Seit Frühjahr 2012 ist nun 
aber auch die DGB-Region 
Berlin aktiv. Regionsgeschä" s-
führer Heiko Glawe und sein 
Kollege Andrew Walde gehen 
auf die Bezirksbürgermeister 
und BVV-Fraktionen zu und 
bieten sich als Partner an - 
nicht nur in den Politikfeldern 
Wirtscha"  und Arbeit. 

Gleichzeitig sollen damit 

die ehrenamtlichen Kreisver-
bände des DGB gestärkt wer-
den. Ziel ist es, das Ohr noch 
näher an den # emen und 
Problemen der Menschen zu 
haben. 

So will der DGB einerseits 
als Ansprechpartner zur Ver-
fügung stehen und anderer-
seits eigene Forderungen wie 
den gesetzlichen Mindestlohn 
oder die Einhaltung und Ver-
besserung des Vergabegeset-
zes in die Bezirke tragen. 

Die Region Berlin ist zu 
erreichen unter 030-21240250 
oder über www.berlin.dgb.de.
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NEUKÖLLNBerliner
Stadtblatt

 Im Quartiersgebiet High-Deck-Siedlung gibt‘s auch viel Spaß.
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MEIN BLICK AUF BERLIN UND EUROPA 

TOURISMUS
Mehr als fünf Mil-
lionen Menschen 

haben Berlin im ersten Halb-
jahr als Touristen besucht.  
Mit einer Zuwachsrate von 
12,8 Prozent bei ausländi-
schen Gästen liegt Berlin vor 
Metropolen wie Paris mit 
sechs oder Madrid mit neun 
Prozent.

SCHULSANIERUNG
Zusätzliche 16 Millionen 
Euro stehen für Sanierungen 
der Schulgebäude und Ge-
lände zur Verfügung, der Ge-
samtetat beläu!  sich nun auf 
rd. 48 Mio. Euro. Insgesamt 
250 Vorhaben an Berliner 
Schulen sollen mit den Mit-
teln " nanziert werden. Für 
das Jahr 2013 ist eine weitere 
Erhöhung der Mittel geplant.

SOLARSTROM
Auf vier Hallen des Groß-
marktes an der Beussel-
straße wurde mit fast 40.000 
Quadratmetern das größte 
Solarkraftwerk auf Berliner 
Dächern eingeweiht.  Ins-
gesamt speisen jetzt in Ber-
lin rund 4.400 Solaranlagen 
und 600 Blockheizkraft-
werke (BHKW) Strom in 
das Berliner Stromnetz ein.

ARBEITSMARKT
Während bundesweit die 
Arbeitslosenzahlen im Au-
gust leicht gestiegen sind, 
ist die Zahl in Berlin im 
Vergleich sowohl zum Juli 
als auch zum Vorjahr ge-
sunken. Die Zahl der so-
zialversicherungspflichtig 
Beschäftigten stieg inner-
halb eines Jahres um 3,5 
Prozent.

GUT FÜR BERLIN

TEURE
ENERGIE
Die Stromkon zerne 

haben den Verbrauchern im 
vergangenen Jahr rund 3 Mil-
liarden Euro zuviel in Rech-
nung gestellt. Das ist das 
Ergebnis einer Studie, die 
die grüne Bundestagsfraktion 
in Au! rag gegeben hat. Die 
Preise im Stromeinkauf sind 
trotz des Atomausstiegs 2011 
um zehn bis 20 Prozent ge-
fallen, der Strompreis könnte 
deshalb rund zwei Cent je Ki-
lowattstunde niedriger sein.

VERGABE
Bundesministerin Kristina 
Schröder (CDU) will För-
dergelder des Bundes vor-
rangig an die Bundesländer 
verteilen, die sich bisher zu 
wenig um den Ausbau der 
Kitas gekümmert haben. 
„Damit werden die Länder 
bestra! , die in den letzten 
Jahren mit großer Kra! an-
strengung und viel eigenen 
Mitteln neue Plätze geschaf-
fen haben. Es besteht die 
Gefahr, dass die bereitge-
stellten Gelder zu einer Pas-
sivitätsprämie verkommen“, 
so Berlins Bildungssena-
torin Sandra Scheeres. 

SCHLECHT FÜR BERLIN

Die SPD hatte in ihrem 
Heidelberger Grundsatzpro-
gramm 1925 die Forderung 
nach den „Vereinigten Staaten 
von Europa“ aufgestellt. Das 
war eine weit in die Zukun!  
weisende Zielsetzung.

Damals hatte kaum jemand 
eine Vorstellung, was das kon-
kret bedeuten könnte. Die Na-
tionalstaaten waren der selbst-
verständliche Rahmen jedes 
Handelns.

Auch heute ist ziemlich un-
umstritten, dass sich die Nati-
on, deren Existenz mit den ver-
schiedenen Volkssprachen und 
Kulturen übrigens etwas typisch 
Europäisches ist, nicht – in den 
Worten Erhard Epplers – auf-
lösen wird „wie der Zucker im 
Ka# ee“. Und die Nationalstaaten 
werden, auch wenn sie weitere 
Souveränitätsrechte an die Euro-
päische Union abgeben werden, 
die Bausteine des großen euro-
päischen Hauses bleiben.

Die europäische Einigung, 
Ergebnis der Geschichtskatas-
trophe des Zweiten Weltkriegs 
und der Ost-West-Konfron-
tation, stand stets unter dem 
Primat großwirtscha! licher 
Interessen.

Die Annahme, dass die fort-
schreitende ökonomische Inte-
gration eine Verdichtung der 
politischen Integration nach 
sich ziehen werde, war nicht 
ganz falsch, doch haben Egois-
men der Einzel staaten verhin-
dert, dass eine durchschaubare 
und demokratisch legitimierte, 
für eine Weiterentwicklung 
o# ene Struktur des zwischen 
Staatenbund und Bundesstaat 
angesiedelten Gebildes der EU 
gescha# en werden konnte. Der 
Lissabon-Vertrag war allenfalls 
ein erster Schritt zu einer län-
gerfristig tragfähigen europäi-
schen Grundordnung – und die 
Scha# ung einer Währungsuni-
on ohne gleichzeitige Fiskal- 
(und damit engere politische) 
Union eine höchst problemati-
sche Entscheidung.

Es mag in der jetzigen Krise 
des Euro unumgänglich sein, 
Rettungsmaßnahmen in Gang 
zu setzen, die faktisch der 
Bankenrettung dienen. Umso 
wichtiger wäre es, sich auf die 
inhaltliche Substanz des euro-
päischen Einigungsprozesses 
zu besinnen, denn auch diese 
steht in Frage.

Noch vor der Klärung der 
geographischen und kulturel-
len Grenzen Europas stellt sich 
die Notwendigkeit, die Institu-
tionen der EU soweit zu demo-
kratisieren, insbesondere das 
Parlament zu stärken, dass die 

Verlagerung von Kompetenzen 
nach Brüssel nicht einen ersatz-
losen Verlust an Selbstbestim-
mung der europäischen Völker 
bedeutet. 

Damit verbunden geht es 
um eine irgendwann unaus-
weichliche Richtungsentschei-
dung: Soll die EU weiterhin als 
eine Art Transmissionsriemen 
des Finanzkapitalismus fun-
gieren und in diesem Sinn als 
Aktionsplattform für die Be-
hauptung der Wirtscha! s- und 
Politikeliten des Kontinents in 
der Welt dienen? Oder sollte die 
eigentliche Rolle des europäi-
schen Projekts nicht vielmehr 
darin bestehen, gegenüber den 
destruktiven Wirkungen der 
neoliberalen Globalisierung 
und gegenüber den abweichen-
den nordamerikanischen und 
asiatischen Gesellscha! smodel-
len das spezi" sch europäische 
Zivilisations- und Demokratie-
modell zu verteidigen, zu dem – 
trotz der Einschnitte der letzten 
Jahrzehnte – die Sozialstaatlich-
keit und die regulierte Markt-
wirtscha!  gehören? 

Welches Europa wollen wir?
von Peter Brandt

Peter Brandt ist Professor für 
Neuere Deutsche und Europäi-
sche Geschichte an der Fernuni-
versität Hagen.             

! Frank Bsirske, Vorsitzender der Dienstleistungsgewerk-
scha!  ver.di:  »Die beste Schuldenbremse ist eine Vermögens-
abgabe und die Wiedereinsetzung der Vermögensteuer.«
! Jutta Sundermann,  Attac:  »Wir brauchen endlich eine 
ehrliche Debatte über die Kosten der Krise und eines funkti-
onierenden Sozialstaats auf der einen Seite und die ungleiche 
Verteilung von Reichtum auf der anderen Seite.«
! Sigmar Gabriel, Vorsitzender der SPD: »Ich finde es rich-
tig, dass endlich darüber diskutiert wird, wie wir die Kosten 
der Bankenkrise gerechter verteilen.«
! Rainer Brüderle, Vorsitzender der FDP-Bundestagsfrak-
tion: »Eine Vermögensteuer trifft die Falschen, nämlich vor 
allem den Mittelstand.«
! Fürstin Gloria von " urn und Taxis (geschätztes Familien-
vermögen 500 Millionen Euro): »Wir sind weiß Gott nicht 
reich. Wir sind absoluter Mittelstand.«
! Marius Müller-Westernhagen, Sänger: »Ein paar Prozent-
punkte mehr Steuern machen Wohlhabende nicht arm. Es 
werden sogar alle reicher, wenn die Einnahmen konsequent 
zur Schuldentilgung genutzt werden und Zukunft statt Zinsen 
schaffen.«

      STIMMEN ZUR VERMÖGENSTEUER 
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So gesehen ...

Ein durchsichtiger Streit 
Wenn Transparenz zum Wettkampf ohne Inhalt wird 

In Berlin herrscht Informa-
tionsfreiheit. Dank eines gleich-
namigen Gesetzes bekommen 
Bürgerinnen und Bürger seit 
1999 Zugang zu Unterlagen der 
ö$ entlichen Verwaltung.  

Nun geht es um Transpa-
renz. Beschlüsse, Mitteilungen 
oder Protokolle sollen von der 

Verwaltung gleich in einer Da-
tenbank verö# entlicht werden. 
Hamburg hat so ein Gesetz ge-
rade verabschiedet. 

In Berlin haben das alle Par-
teien zu ihrem Ziel erklärt. Aber 
statt gemeinsam abzuwägen, wo 
Transparenz einkehren muss, 
wo sie auch schaden kann, und 

wie vielleicht auch Menschen 
ohne Internetanschluss an all 
dem teilhaben können, streiten 
sich jetzt drei Oppositionspar-
teien, wer am meisten und am 
schnellsten vom Hamburger 
Gesetz abgeschrieben hat. Das 
ist nicht transparent, sondern 
nur durchsichtig.        

Am 28. September % ndet 
der Berliner Freiwilligentag im 
Roten Rathaus statt. Eingebet-
tet ist der Freiwilligentag in die 
bundesweite Woche des bür-
gerscha! lichen Engagements 
und die Berliner Engagement-
Woche Ende September. Für 
das BERLINER STADT-
BLATT erläutert Hella Dun-
ger-Löper, Staatssekretärin 
und Beau! ragte für Bürger-
scha! liches Engagement beim 
Regierenden Bürgermeister, 
die Bedeutung der ehrenamtli-
chen Arbeit für die Stadt.

Berlin ist engagiert. Schon 
immer, auch wenn es o!  ein 
anderes Image hatte. Fast ein 
Drittel der Berlinerinnen und 
Berliner engagiert sich in den Be-
reichen und Organisationen, die 
wir klassisch nennen würden: in 
den Wohlfahrtsverbänden und 
ihren vielen Initiativen, im Sport, 
in den Genossenscha! en, in den 
Religionsgemeinscha! en, in der 
Politik, den Freiwilligen Feuer-
wehren, in den Sti! ungen - in ei-
ner Vielfalt, die sich von Lesepa-
ten bis zur Stadtmission, von der 
Berliner Tafel bis zum Besuchs-
dienst in Hospizen darstellt.

Dieses freiwillige, selbst orga-
nisierte Engagement ist eine un-
gemein wichtige gesellscha! liche 

Ressource. Es bereichert nicht 
nur unser Zusammenleben, son-
dern sti! et Beteiligung, Zugehö-
rigkeit, Integration. Es kann ein 
Gradmesser für gesellscha! liche 
Probleme sein, aber auch Lösun-
gen aufzeigen. Lösungen für Pro-
bleme, aber auch für neue Wege 
die Bürgerinnen und Bürger in 
unserer Stadt zu erreichen.

Denn gerade die neuen For-
men der Ansprache sind viel-
versprechend. Sei es über die 
Freiwilligenagenturen, Quartiers-
manager, Organizing-Plattformen, 
Bürgersti! ungen und Online-
Plattformen, die versuchen da-

mit umzugehen, dass sich viele 
Menschen nicht mehr dauerha!  
- über unter Umständen lebens-
lange Mitgliedscha! en - einer 
Initiative oder einem $ ema ver-
schreiben wollen oder können 
und dass sich mehr Bürgerinnen 
und Bürger in politische und 
kommunale Entscheidungspro-
zesse einbringen, Informationen 
und Wissen miteinander teilen 
wollen. Deshalb muss sich un-
ser Engagement nicht nur neuen 
$ emen widmen, die auch von 
den vielen kleinen Initiativen, 
die es in unserer Stadt gibt, 
identi" ziert werden, sondern 
auch neue Wege suchen. Bei 
all der Vielfältigkeit, die es in 
Berlin bereits gibt, kommt es 
eben darauf an, für jeden und 
jede, die sich engagieren will, 
das richtige $ ema, die richtige 
Form, die passenden Ansprech-
partner zu " nden.  

Sie engagieren sich in un-
serer Stadt? Dann schreiben 
Sie uns und stellen uns in aller 
Kürze Ihr Projekt vor. Die inte-
ressantesten Initia ti  ven werden 
wir in unserer Novemberausgabe 
präsentieren. Schreiben Sie per 
Mail an redaktion@berliner-
stadtblatt.de, per Post an Berli-
ner Stadtblatt, Müllerstraße 163, 
13353 Berlin.

Berlin engagiert sich
Staatssekretärin Dunger-Löper: Neue Wege zum Ehrenamt     

Hella Dunger-Löper ist Staats-
sekretärin und Beauftragte für 
das Bürgerschaftliche Engage-
ment.

Karikatur: Erich Rauschenbach

SB
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„Vor Altersarmut schützen“

Berliner Stadtblatt: Bei vie-
len Beschä!igten wachsen 
die Ängste vor einem Alter in 
Armut.  Was sagen Sie ihnen?

Jan Stöß: Wir müssen heute 
die Weichen anders stellen, 
sonst droht tatsächlich vielen 
Menschen im Alter Armut 
und sozialer Abstieg, selbst 
wenn sie ihr Erwerbsleben 
lang in die Rentenversiche-
rung eingezahlt haben. Die 
Alterssicherung ist eine ge-
sellscha!liche Aufgabe, die 

solidarisch "nanziert werden 
muss. Wir wollen auch künf-
tig eine strukturell armuts-
feste gesetzliche Rente, die 
einen wesentlichen Beitrag 
zur Lebensstandardsicherung 
leistet. 

Stadtblatt: Liegen die Prob-
leme der Rentenversicherung 
nur in der demogra"schen 
Entwicklung?

Stöß: Zum einen führen Fehl-
entwicklungen auf dem Ar-
beitsmarkt dazu, dass viele 
Menschen geringere Renten-

anwartscha!en erwerben. 
Zum anderen wird das Ren-
tenniveau auf 43 Prozent im 
Jahr 2030 abgesenkt. Wer im 
Niedriglohnsektor arbeitet, 
Minijobs ohne Sozialversi-
cherungsp#icht oder längere 
Phasen der Arbeitslosigkeit 
hat, bekommt im Alter o! 
nur eine gesetzliche Rente 
auf dem Niveau der Grund-
sicherung. Private Vorsorge 
kann die entstehende Ver-
sorgungslücke in vielen Fäl-
len nicht schließen

Stadtblatt: Reichen Ände-
rungen auf dem Arbeits-
markt?

Stöß: Wir müssen als erstes 
die Fehlentwicklungen auf 
dem Arbeitsmarkt korri-
gieren – also Niedriglohn-
beschäftigung und sozial-
versicherungsfreie Minijobs 
zurückdrängen. Aber wir 
brauchen auch eine neue 
Rentenpolitik.

Stadtblatt: Die SPD will auf 
Bundesebene im November 
ein neues Rentenkonzept 

vorlegen.  Welche Anforde-
rungen haben Sie als Berli-
ner SPD daran?  

Stöß:  Für uns geht es um 
eine Stabilisierung des 
Rentenniveaus auf dem 
heutigen Stand. Das kann 
"nanziert werden, indem 
wir auf weitere kurzfristige 
Senkungen des Rentenbei-
trags verzichten und statt-
dessen eine Demografie-
Rücklage aufbauen. Wer 
sein Erwerbsleben lang 
Rentenbeiträge gezahlt hat, 
muss im Alter mehr als die 
Grundsicherung erhalten. 
Deshalb müssen wir Wege 
"nden, wie wir die Renten-
anwartscha!en in diesen 
Fällen aufwerten können. In 
Frage kommt zum Beispiel 
eine höhere Bewertung von 
Phasen der Arbeitslosigkeit 
sowie eine Aufwertung der 
Rentenanwartscha!en für 
gering bewertete Beitragszei-
ten. Auch die Einführung ei-
ner Solidar-Rente sollten wir 
in diesem Zusammenhang 
noch sorgfältig prüfen.
                        Interview: U.H.

Fachtagung der SPD zur Rentenpolitik Ende August: der SPD-Landes-
vorsitzende Jan Stöß (r.) im Gespräch mit dem stellv. DGB-Vorsitzen-
den von Berlin-Brandenburg, Christian Hoßbach.                   Foto: Horb

Charlotte H. ist im Berli-
ner Wedding aufgewachsen, 
ging in eine Lehre, arbeitete 
einige Jahre am Fließband 
bei Dr. Oetker. Sie heiratete, 
das erste Kind kam. Natür-
lich verließ sie ihren Beruf. 
Kinderbetreuungsangebote 
gab es damals kaum. 

„Erwerbsbiogra"e“ – so 

lau tet der Fachjargon, um 
die verschiedenen Erwerbs-
verläufe  und Ansprüche auf 
Alterssicherung zu beschrei-
ben. Die Rentenversicherung 
ist ein Spiegelbild des Arbeits-
lebens. Eine Studie des Fa-
milienministeriums benennt 
die zwei möglichen Brüche 
für eine weibliche Erwerbs-
biogra"e: Mit 29,2 Jahren be-
kommt eine Frau im  Durch-
schnitt ihr erstes Kind. Im 
Westen der Republik liegen 
die Kindererziehungszeiten 
bei 9,1 Jahren, im Osten bei 
2,8 Jahren. Bei vielen Frauen 
erfolgt ein erneuter Bruch um 
das 50. Lebensjahr, wenn ein 
Familienangehöriger p#ege-
bedür!ig wird. In einer Part-
nerscha! können solche Pha-
sen durch eine höhere Rente 
des Mannes ausgeglichen 
werden. Doch was ist mit 
Frauen, die geschieden und 
im Alter allein sind? 

Charlotte H. ist das ge-
schehen. Sie zog die zwei ge-
meinsamen Kinder groß und 
arbeitete in Teilzeit. Sie kennt 
Frauen in ihrem Umfeld, die 
mit Einführung der Mini-
jobs von einem zum anderen 
wechselten, um so monatlich 
über die Runden zu kommen. 

Neueste Berechnungen 
zeigen: Wer ein Jahr in einem 
Mini-Job tätig war, hat eine 
monatliche Rente von 3,11 

Euro erwirtscha!et. Nach 
45 Jahren macht das 139,95 
Euro als monatliche Rente. 
Davon kann nicht einmal die 
eisernste Sparerin leben. 7,4 
Millionen Menschen arbeiten 
in Deutschland auf 400-Eu-
ro-Basis, davon ein Großteil 
– 4,65 Millionen – Frauen.

Wichtig zur Bekämpfung 
von Altersarmut bei Frauen 
sind die Chance auf einen 
Wiedereinstieg in ein voll-
wertiges Arbeitseinkommen 
und steigende Löhne. Ehegat-
tensplitting und falsche Steu-
eranreize drängen Frauen in 
die Rolle der Frau als „Hin-
zuverdienerin“, in schlecht 
bezahlte Teilzeitarbeit oder 
Minijobs. Diese Fehlanreize 
müssen aufgehoben werden. 
Viel eher sollte anstatt des 
Ehegattensplittings die Indi-
vidualbesteuerung erfolgen, 
Vollzeitarbeit statt Teilzeit-
arbeit auch für Frauen mit 
Kindern angeboten und eine 
#exible Kinderbetreuung er-
möglicht werden und zuletzt 
ein gesetzlich festgelegter 
Mindestlohn eine Art Pu$er 
von unten bilden. 

Für Charlotte H. kommen 
diese Forderungen zu spät. 
Nach der Trennung von ih-
rem Mann, ist klar: Ihr bleibt 
kün!ig sehr wenig im Monat 
für Miete, Strom, Heizung 
und Essen.                            JoS

Die Deutsche Rentenversicherung bietet eine telefonische  
Beratung unter der Rufnummer 0800 1000 4800 an. Sprech-
stunden gibt es in mehreren Bezirken, etwa in der Konstan-
zer Straße 46 in Wilmersdorf (Tel. 030.86888-0) oder in der 
Wallstraße 9–13 in Berlin-Mitte (Tel. 030.20247-5).  

Auch Sozialverbände wie die Arbeiterwohlfahrt bieten eine 
Rentenberatung an: 
!  die AWO Berlin-Mitte in der Hochstädter Str. 1, montags 

von 13 bis 14  Uhr (Anmeldung unter Tel. 455 087 16)
!  die AWO Berlin-Nordwest in der Hofackerzeile 1B mitt-

wochs ab 17 Uhr (Anmeldung unter Tel. 411 58 63)
!  die AWO Südost jeden 2. Mittwoch von 10 bis 12 Uhr und 

jeden 4. Mittwoch von 15 bis 17 Uhr in der Werbellinstr. 69 
(Anmeldung unter Tel. 030.821 99 45)

!  die AWO Südwest jeden 2. und 4. Donnerstagnachmittag 
in der Osdorfer Str. 121 und jeden 2. und 4. Donnerstag 
von 14 bis 15 Uhr im Nachbarscha!stre$ G19 in der Schö-
neberger Goltzstr. 19 (Anmeldung unter Tel. 711 78 11)

RENTENBERATUNG

Im Stadtblatt-Interview: der SPD-Landesvorsitzende Jan Stöß 
zur Renten- und Arbeitsmarktpolitik 

Soziale Sicherheit ist in jedem Lebensalter notwendig. Eine 
gute Schul- und Berufsausbildung darf zum Beispiel nicht vom 
Geldbeutel der Eltern abhängen. Denn sie entscheidet ganz 
wesentlich über den späteren Lebensverlauf, ja, sogar über die 
Höhe der Rente. Ausbildungsförderung ist deshalb eine ganz 
wichtige Grundlage. Und wer viel gearbeitet hat, muss im Alter 
eine Rente erhalten, die seinen Lebensstandard sichert. Auch 
das ist machbar. Nur: In beiden Fällen muss heute vorgesorgt 
werden. Dazu muss die Politik möglichst rasch für die notwen-
digen Änderungen sorgen. 

!  Teilen Sie uns Ihre Meinung mit: Berliner Stadtblatt, 
Müllerstraße 163, 13353 Berlin. Oder schicken Sie eine Mail an: 
soziales@berliner-stadtblatt.de

UNSER THEMA: 
SOZIALE SICHERHEIT FÜR JUNG UND ALT

Die Rente muss im Alter ausreichen, um den Lebensstandard zu sichern.                 Foto: Pauk

Judith B., Mutter von 
drei Kindern schwitzt bei 
sommerlichen Temperatu-
ren über ihrer Bachelor-Ab-
schlussarbeit. Bildungswis-
senscha!lerin ist sie, wenn 
sie die Prüfungen hinter 
sich hat. Hinter dieser ab-
strakten Bezeichnung steckt 
letztlich, was wir unbedingt 
brauchen: eine hochquali"-
zierte Kindergärtnerin. 

Judiths erstes Kind kam, 
als sie in der el!en Klasse 
war. Damit war es für sie 
erst einmal mit dem Abi 
vorbei.

Aber nicht für immer: 
Anfang 2000, als alle ihre 
alten Freundinnen mitten 
im Studium waren, pack-
te sie der Bildungshunger. 
Dank des elternunabhängi-
gen BaföGs holte sie trotz 
der Kleinfamilie alles nach. 

Man muss allerdings 
nicht gleich Kinder bekom-
men, um den Geldbeutel 

der Eltern zu überfordern. 
Der Bildungspolitiker Swen 
Schulz (SPD) weist dar-
auf hin, dass Bildung in 
Deutschland weiter sehr 
stark von der sozialen Her-
kun! abhängt. 77 % der 
Akademikerkinder würden 
den Weg an die Hochschu-
len "nden, aber nur 13 % 

der Kinder von Eltern mit 
Hauptschulabschluss. Da-
mit der Zugang zum Abitur 
nicht am Geldbeutel schei-
tert, setzt sich Swen Schulz 
u. a. im Bundestag für die 
Verbesserung des Schüler-
BAföGs ein. 

„Das löst natürlich nicht 
jedes Problem“, sagt er. 

„Doch es wäre ein wichti-
ger Baustein zur Unterstüt-
zung derjenigen, denen es 
"nanziell nicht gut geht, 
oder derjenigen, die sich 
vielleicht zu Hause dafür 
rechtfertigen müssen, dass 
sie weiter zur Schule gehen 
wollen, anstatt Geld nach 
Hause zu bringen.“ Schulz 
will eine bedarfsabhängige 
Förderung, und zwar bis 
zu 216 Euro monatlich als 
Vollzuschuss. „Das würde 
insgesamt Ausgaben von 
jährlich bis zu 300 Millio-
nen Euro bedeuten. Natür-
lich ist das viel Geld. Aber es 
ist gut in Bildung investiert.“ 

Nach dem Abitur stu-
dierte Judith nicht sofort. 
Ihr Focus lag zunächst auf 
der weiteren Familien-
planung. Ab kommendem 
Jahr aber steht sie als gut 
ausgebildete Fachkra!, die 
dringend benötigt wird, zur 
Verfügung.                        B.B.

Bildung braucht Förderung.                Foto: Bachnick

Mit Bafög zum Abschluss
Wie Judith B. Kleinfamilie und Studium unter einen Hut bekam

Armut von Frauen im Alter – das verschwiegene Problem
Zu wenig zum Leben



PLÄNE FÜR TEGEL
Das Flughafengelände in
Tegel soll nach Beendi-
gung des Flugbetriebs zu
einem Wissenschafts-
und Forschungsstandort
werden. Dafür hat Berlins
Stadtentwicklungssenator
Michael Müller (SPD)
jetzt einen Masterplan
vorgelegt. Danach soll
das derzeitige  Terminal
umgebaut werden und
später die Beuth Hoch-
schule für Technik beher-
bergen. Daneben wird ein
Campuspark entstehen.
Während im Westen Ge-
werbeansiedlungen ge-
plant sind, sollen im Nor-
den neue Erholungsge-
biete entstehen. Die
Gesamtentwicklung  wird
mehrere Jahre dauern. 

MEHR NEUBAU
In Berlin wird wieder
mehr gebaut.  Die mei-
sten Baugenehmigungen
werden in Lichtenberg
und Treptow-Köpenick
erteilt. „Berlin ist als
Wohnungsmarkt weiter-
hin interessant für Inve-
storen“, so der Regierende
Bürgermeister Klaus Wo-
wereit. Mit dem Zuwachs
an Genehmigungen für
Wohnungsneubauten
wachsen auch die Chan-
cen, stabilisierend auf das
Mietniveau zu wirken.
Die Anzahl genehmigter
Neubauwohnungen stieg
im ersten Halbjahr 2012
im Jahresvergleich um
14,6 Prozent auf 2943
Wohnungen.  Die Zahl
geplanter Wohnungen in
Mehrfamilienhäusern hat
sich im ersten Halbjahr
um etwa ein Drittel er-
höht.

STRASSENAUSBAU
Der Bauausschuss des
Berliner Abgeordneten-
hauses hat die Aufhebung
des Straßenausbaubei-
tragsgesetzes beschlos-
sen. Bereits gezahlte Be-
träge werden erstattet.
SPD-Bauexpertin Iris
Spranger: „Die Bezirke
erhalten diese Gelder
vom Land  Berlin zu-
rück.“

NOTIZEN AUS BERLIN

Viel Unterstützung gegen Einschüchterungsversuche 
Rechte Gewalt nimmt zu - Übergriffe auf SPD-Büros - Spendensammlung für bedrohte Falken-Einrichtung

Auf einem Bolzplatz im
Wedding fing ihre Karriere an.
Heute spielt einer der Boateng-
Brüder in Mailland, einer in
München, einer noch immer
als Amateur in Berlin. Für den
Schriftsteller Wladimir Kami--
ner begann das Leben in Berlin
im Juni 1990  in einem  Flücht-
lingswohnheim in der Biesdor-
fer Liindenstraße. Knapp hun-
dert Jahre vor ihm zog es einen
Niederländer nach Berlin: Ja-
cobus Henricus vvan’t Hoff er-
hielt eine Professur an der
Preußischen Akademie der
Wissenschaften in Berlin und
ein  paar Jahre später den ersten
Nobelpreis für Chemie.

Zuwanderungsgeschichten,
die die Vielfalt Berlins zeigen -
und die Chancen, die die Stadt
Menschen eröffnet.  Auf dem
Schlossplatz in Mitte werden
sie auf einem Stadtplan ange-
zeigt, im Maßstab des Stadtju-
biläums 1: 775. 

Berlins Anfänge liegen im
Mittelalter, wahrscheinlich
schon vor dem Jahr 1200. An-
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lass für die jetzige Jubiläums-
feier ist die erste urkundliche
Erwähnung von Berlins

Schwesterstadt Cölln am 28.
Oktober 1237. Anders als bei
früheren Feiern stehen diesmal

Eine ältere Dame steht im
Pulk der Demonstranten vor
dem S-Bahnhof Schöneweide.
Ein überparteilichess Bündnis
aus SPD, LINKE, Grünen und
Piratenpartei hat hier zu einer
Mahnwache für die Betroffe-
nen  rechter Gewalt in den ver-
gangenen Monaten aufgeru-
fen. „Das darf nicht sein, dass
Nazis schon wieeder  Demokra-
ten einschüchtern wollen“, sagt
die ältere Dame zu ihrer Be-
gleitung. 

Offenbar rechtsextrem moti-
vierte Angriffe auf linke Kom-
munalpolitiker und Einrich-

tungen häufen sich in diesen
Tagen. So wurde der Briefka-
sten des sozialdemokratischen
SPD-Kommunalpolitikers Ni-
co Schmolke zur Explosion ge-
bracht. Schmolke organisiert
regelmäßig einen Kiez-Rund-
gang, bei dem rechtsextreme
Aufkleber, Plakate und
Schmierereien entfernt wer-
den. Er setzt damit ein Zeichen
gegen Rassismus und Intole-
ranz. 

Sein Engagement und das
verschiedener anderer Aktiver
gegen Rechtsextremismus wird
von der rechten Szene  sehr ge-

die Bewohnerinnen und Be-
wohner der Stadt im Mittel-
punkt.

Das Stadtjubiläum findet sei-
nen Höhepunkt in einem Jubi-
läumsfest am 28. Oktober
2012. An diesem Tag gehen zu-
gleich die Open-Air-Projekte
„Spuren des Mittelalters“ und
„Stadt der Vielfalt“  mit speziel-
len Programmen zu Ende. Zwi-
schen 19 und 22 Uhr wird ein
großes  Feuerwerk mit feuer-
speienden Skulpturen, bren-
nenden Girlanden und einer
großen Anzahl lodernder Ton-
töpfe das Areal zwischen
Schlossplatz und Nikolaiviertel
erleuchten.

Bis dahin gibt es viel zu ent-
decken: Zum Beispiel die acht
Ausstellungstürme entlang von
Grunerstraße, Mühlendamm
und Gertraudenstraße, die
Einblicke in die Geschichte der
Doppelstadt Berlin-Cölln bie-
ten.                                        U.H.

Besser geschützt
Senat vereinbart „Bündnis für bezahlbare Mieten“

„Zeit für Kinder“
20 Jahre UN-Kinderrechtskonvention

nau beobachtet. Auf ihren
Websites veröffentlichen sie
Fotos und Adressen von De-
mokratinnen und Demokra-
ten. Gezielt schüchtern sie an-
dere ein, indem sie, wie zum
Beispiel in Treptow-Köpenick,
Tempelhof-Schöneberg und
Neukölln, Bürgerbüros der
SPD beschmieren und beschä-
digen.

Der 17-jährige Anton aus
Neukölln Süd wollte am Abend
des 23. August den Aufkleber
einer rechtsextremen Berliner
Kameradschaft entfernen. Da-
bei wurde er von drei Männern

Anton-Schmaus-Haus: Feuer-
wehreinsatz nach Brandan-
schlag.

Maßstab 1:775 - so passt der Stadtplan Berlins auch auf den Schlossplatz in Mitte. Überdimensionale
Stecknadeln zeigen Orte aus der Berliner Zuwanderungsgeschichte.  Bis Ende Oktober kommen weite-
re dazu.                                                                                                                                                                              Foto: Horb

Die städtischen Wohnungs-
baugesellschaften gehen mit
dem Senat ein „Bündnis für so-
ziale Wohnungspoolitik und be-
zahlbare Mieten“ ein. Für die
Mieterinnen und Mieter der
inzwischen rund 280.000
Wohnuungen bedeutet das ei-
nen besseren Schutz vor stei-
genden Mieten. 

Stadtentwicklungssenator
Michael Müller hat sein Ver-
sprechen eingelöst: Mit den
sechs städtischen Wohnungs-
unternehmen ist eine garan-
tierte Begrenzung der Miete
auf 30 Prozent des Nettohaus-
haltseinkommens verabredet.
Mietpreissteigerungen werden
damit gedämpft und die soziale
Ausrichtung der Unternehmen
weiter präzisiert. 

Bei Neuvermietungsverträ-
gen sowie beim Wohnungs-
tausch, dem Wechsel z.B. in
kleine Wohnungen, werden
ebenfalls verlässliche Grenzen
für die Mietentwicklung gelten.
Hier ist insbesondere der Be-
reich innerhalb des S-Bahn-

Ringes von Bedeutung. „Wir
begrüßen ausdrücklich, dass
alle städtischen Unternehmen
signalisiert haben, im Interesse
einer Stadtrendite hier aktiv
mitzuwirken“, sagt die mieten-
und wohnungspolitische  Spre-
cherin der SPD-Fraktion, Iris
Spranger.

Die getroffenen Regelungen
werden in dieser Legislaturpe-
riode rund 100 Millionen Euro
kosten. Diese Summe sollen

beobachtet, die ihn brutal zu-
sammenschlugen. Sie be-
schimpften ihn als „Zecken-
schwein“ und drohten, sie
wüssten, wo er wohnt.

Anton engagiert sich bei der
SPD-nahen Jugendorganisa-
tion Die Falken. Ihr Anton-
Schmaus-Haus in Britz wurde
bereits mehrfach angegriffen
und zweimal in Brand gesetzt.
Die Versicherung kündigte
daraufhin der Einrichtung, die
Jugendlichen sinnvolle Frei-
zeitangebote ermöglicht. Jetzt
sammeln die Falken Spenden,
um einen 160.000 Euro teuren

Sicherheitszaun kaufen zu kön-
nen.

Die Solidarität ist groß.
Künstler wie Klaus Staeck,
Konstantin Wecker, Dieter Hil-
debrandt, Hannes Wader oder
Iris Berben halfen. Ein Zenti-
meter Zaun kostet 5 Euro. Mit
vielen kleinen Spenden sind
schon 100.000 Euro zu-
sammengekommen. Bis Jah-
resende wird weitergesammelt.
Spendenkonto: SJD-Die Falken
KV Neukölln, Kto.Nr.
56079106, BLZ 10010010
(Postbank Berlin) Zweck: Boll-
werk.                                         JoS

die städtischen Gesellschaften
aus ihren Gewinnen zur akti-
ven Dämpfung der Mietent-
wicklung einsetzen.

Die Initiative kann beruhi-
gend auf den gesamten Berli-
ner Wohnungsmarkt wirken.
Zugleich will Stadtentwick-
lungssenator Michael Müller
den Bestand der städtischen
Gesellschaften weiter erhöhen.
Ziel sind 300.000 Wohnungen
in Landesbesitz.                  U.H.

Schutz, Förderung und Be-
teiligung - das will die UN-
Kinderrechtskonvention den
Kindern  dieser Weelt bieten.
193 Staaten haben die Konven-
tion ratifiziert, vor genau 20
Jahren hat auch Deutschland
ddie 54 Artikel der Erklärung
unterzeichnet.

Ein Grund zum Feiern - zum
Beispiel auf dem größten Kin-
derfest in Deutschland, dem
Weltkindertagsfest am 23. Sep-
tember 2012 am Potsdamer
Platz.  Erwartet werden wie in
den vergangenen Jahren über
100.000 Besucherinnen und
Besucher. 

Mehr als 100 Initiativen und
Vereine wollen sich beteiligen.
Zwischen 10 und 18 Uhr bieten
sie unentgeltlich zahlreiche
Spiel- und Bastelaktionen für
Kinder und Familien an.  Dazu
gibt es ein vielfältiges Bühnen-
programm am Potsdamer
Platz.  

Das Motto des Fests lautet in
diesem Jahr: „Zeit für Kinder“.
Die Organisatoren des Fests,

Hufeisen-Siedlung in Neukölln.                                      Foto: Paul Glaser

das Deutsche Kinderhilfswerk
e.V. und UNICEF Deutsch-
land, wollen damit das Kinder-
recht auf Spiel, Freizeit und Er-
holung in den Mittelpunkt stel-
len, das in Artikel 31 der UN-
Kinderrechtskonvention fest-
geschrieben ist.  

„Kindern bleibt bei gestiege-
nen Bildungsanforderungen
und einem durchorganisierten
Tagesablauf immer weniger
Zeit für kreative Pausen oder
das freie Spiel“, heißt es beim
Kinderhilfswerk. „Darüber
hinaus drücken sich die gesell-
schaftlichen Veränderungen
auch in fehlender Zeit von El-
tern für ihre Kinder aus.“ So
gebe es weniger gemeinsame
Unternehmungen oder Spiele.

Eine solche Unternehmung
könnte am 23. September der
Besuch des Weltkindertagsfests
sein. Dort gibt es auch Infor-
mationen über die anderen
Kinderrechte - etwa auf Ge-
sundheit,  Bildung und Ausbil-
dung,  Privatsphäre und eine
gewaltfreie Erziehung.        U.H.

Die wunderbare Vielfalt Berlins
Die Hauptstadt feiert den 775. Geburtstag - Im Mittelpunkt der Feier: die Berlinerinnen und Berliner 



Wo haben eigentlich Berli-
ner Handwerker erstmals eine 
Arbeitervereinigung gegrün-
det? Ein neuer Reiseführer be-
antwortet solche Fragen und 
entführt auf spannende Weise 
in die Berliner Vergangenheit. 
Zum Beispiel in die Sophien-
straße 15 in Berlin-Mitte, wo 
eine Gedenktafel an den Ber-
liner Handwerkerverein von 
1844 erinnert. 

Wer weiß schon, dass der 
Sozia ldemok rat iegründer 
Ferdinand Lassalle in der 
Bellevuestraße, am heutigen 
Sony-Center wohnte und 
August Bebel im Haus 97 in 
der Hauptstraße in Schöne-
berg? Wo haben die Nazis 
1933 Gewerkscha! shäuser 
gestürmt? Wo lebten die 
Widerständler aus den Ge-
werkscha! en Julius Leber 
und Wilhelm Leuschner? 

Der Admiralspalast am 
Bahnhof Friedrichstraße 
war nicht nur Vergnü-
gungsstätte, er war auch 
Schauplatz politischer 
Weichenstellungen, die 
nach 1945 die Arbeiterbewe-
gung in Ost und West trenn-
ten. So die FDGB-Zentrale in 
der Wallstraße und das Büro 
der Unabhängigen Gewerk-
scha! sorganisation UGO in 
der Nürnberger Straße. 

Orte und kurze Porträts der 
Berliner Arbeiterbewegung wer-
den hier in sechs " emenblöcken 
miteinander verknüp! . Dabei 
geht es um die Anfänge der Ar-
beiterbewegung, ihren Aufstieg 

im Kaiserreich, 
ihre Kämpfe in 
der Weimarer 
Republik; es geht 
um Widerstand 
und Verfolgung 
während der Na-
zizeit und um die 
Teilung und Wie-
dervereinigung der 
Arbeiterbewegung 
in Berlin. So reicht 
der historische Bo-
gen vom Vormärz 
des 19. Jahrhunderts 
bis in die Gegen-
wart. Zur Geltung 
kommen außerdem 
Arbeitersport- und 
-kulturvereine sowie 
wegweisende Projek te 
des modernen Sied-
lungsbaus der Arbeiter-
bewegung.

Fotos, Plakate, Kari-
katuren und andere Illus-
trationen runden diesen 
Stadtführer ab, der eine 
politisch anspruchsvolle 
Sichtweise auf Berlin er-
möglicht.  Wünschenswert 
wäre etwas mehr Karten-
material.                       G.L.

! Arbeiterbewegung in Berlin, 
Der historische Reiseführer, 
Ch. Links Verlag, 2012, 
136 Seiten, 14,90 Euro,
ISBN: 978-3-86153-691-8

Hier fühlt er sich so rich-
tig wohl. Nahe der Domäne 
Dahlem wohnt er mit seiner 
Frau und den beiden Söhnen, 
und in einem Interview sagte 
er kürzlich: „Wenn ich das 
Telefon herausziehe, fühle 
ich mich wie auf dem Land.“ 
Daniel Barenboim wird im 
November 70 Jahre alt, aber 
gefühlt ist er viel jünger.

Sein Vertrag als General-
musikdirektor und künstle-
rischer Leiter der Staatsoper 
Unter den Linden läuft bis 
2022 – ein Glück für die Stadt, 
denn das wichtigste Opern-
haus der Stadt ist ein Magnet 
für Menschen aus aller Welt. 
Auch wenn das Haus Unter 
den Linden derzeit saniert 
wird und das Schillerthea-
ter als Provisorium herhal-
ten muss. Barenboim ist das 
Problem pragmatisch  ange-
gangen, hat nicht das Weite 
gesucht und wieder einmal 
gezeigt, dass er ein Star ohne 
Allüren ist. Er freut sich auf 
den Tag der Wiedereröffnung.

Barenboim ist ein Welt-
bürger. Geboren wurde er in 
Buenos Aires. Als Pianist gab 

er dort schon als Achtjähri-
ger sein Debüt. 25 Jahre spä-
ter wurde er Chefdirigent der 
Oper Paris, leitete anschlie-
ßend das Chicago Symphony 
Orchestra und ließ sich 1992 
vom Berliner Senat in die 
Pf licht nehmen.

Kaum jemand hat so viele 
Grammys, den höchsten Preis 
für E-Musik-Einspielungen, 
als Pianist wie als Orchester-
chef erhalten. Legendär wa-
ren seine Aufführungen bei 
den Bayreuther Festspielen, 
und er ist auch Musikdirek-
tor der Mailänder Scala. Um 
die Regierung Monti in ihrem 
Kampf gegen die Finanzkri-
se zu unterstützen, kürzte er 
freiwillig sein Gehalt.

Es gibt wohl keinen derart 
prominenten Musiker, der 
sich so sehr gesellschaftspoli-
tisch engagiert. Musik ist für 
ihn keine elitäre Angelegen-
heit, und so lässt er alle Berli-
nerinnen und Berliner bei den 
Open-Air-Übertragungen auf 
dem Bebel-Platz an dem teil-
nehmen, was auf der Opern-
bühne passiert. Auf seine 
Initiative geht der „Musikkin-

dergarten“ an der Leipziger 
Straße zurück. 

Weltweit geschätzt ist aber 
das Orchester „West Eastern 
Divan“, mit dem er Konzerte 
rund um die Welt gibt. Le-
gendär das Konzert nach dem 
Fall der Mauer. Hier spielen 
junge Israelis und Palästinen-
ser miteinander und zeigen 
damit, dass Zusammenleben 
ohne Hass möglich ist. Der 
Jude Barenboim gilt in Israel 
als „persona non grata“, seit 
er 2011 bei einem Konzert 
mit der Berliner Staatskapelle 
Musik von Richard Wagner 
als Zugabe spielte. Für ihn 
steht die Musik über Ideolo-
gien. 

Die SPD hat ihn voriges Jahr 
für diesen Mut ausgezeichnet: 
mit dem Willy-Brandt-Preis. 
„Mit Ihrem Wirken schließen 
Sie die Klu!  zwischen den Völ-
kern“, würdigte ihn Sigmar 
Gabriel. In seinen Dankeswor-
ten erinnerte Barenboim an 
Brandts Kniefall von Warschau. 
„Wenn Brandt noch heute lebte, 
würde er den gleichen Mut im 
Bezug auf den Nahostkon# ikt 
au$ ringen.“                        U.R.

Bilder von der Generation 
Easy Rider 
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Star ohne Allüren
Menschen, die die Stadt bewegen: 
Daniel Barenboim ist ein Künstler und Mensch, 
um den alle Welt Berlin beneidet

Eine Zeitreise durch Berlin 
                                       Ein historischer  Reiseführer bietet Touren 
durch die Hauptstadt der Arbeiterbewegung  
      BUCHTIPP 

Er war der Harley-David-
son fahrende Billy im Kult-
! lm „Easy Rider“. Eine Ge-
schichte, die 1969 den Nerv 
einer ganzen Generation 
traf. Dennis Hopper spielte 
in dem 400.000 Dollar teu-
ren Streifen nicht nur eine 
der Hauptrollen, er führte 
auch Regie und schrieb ge-
meinsam mit Peter Fonda 
das Drehbuch.

Seit Mitte der fünfziger 
Jahre hatte der Farmer-
sohn meist in Nebenrollen 
vor der Kamera gestanden. 
Er war mit James Dean be-
freundet, kannte viele der 
Hollywood-Künstlerinnen 
und Künstler. Eine Nähe, 
die dem vielseitigen Künst-
ler Dennis Hopper zugute 
kam, als er in den sechzi-
ger Jahren die Fotogra% e 
für sich entdeckte. Portraits 
von Robert Rauschenberg, 
Andy Warhol, Paul New-
man oder Jane Fonda ent-
standen. 

Wo immer auch Dennis 
Hopper unterwegs war, hielt 
er seine Beobachtungen mit 
dem Fotoapparat fest. Es ist 
ein fesselnder Einblick in die 
amerikanische Gesellscha!  
der sechziger Jahre, er zeigt die 
großen Künstler, die Hippies 

und Rocker. Und er zeigt die 
politischen und gesellscha! li-
chen Auseinandersetzungen: 
Hopper begleitete 1965 Martin 
Luther King auf dem Marsch 
von Selma nach Montgomery/
Alabama,  einem der Höhe-
punkte der amerikanischen 
Bürgerrechtsbewegung. Zwi-
schen 1961 und 1967 entstan-
den tausende von Bildern, 
1969 fand im Fort Worth Art 
Center Museum (Texas) eine 
Ausstellung statt, auf der rund 
400 Fotogra% en zu sehen wa-
ren, sogenannte Vintage-
Prints, Originalabzüge des 
Künstlers. Danach lagerten sie 

in fünf Kisten, vergessen und 
verborgen und sind erst nach 
Hoppers Tod 2010 wieder ge-
funden worden. Jetzt sind sie 
erstmals in Europa zu sehen: 
ab 20. September im Martin-
Gropius-Bau.                                   U.H.

! Dennis Hopper - " e Lost 
Album, Vintage-Fotogra! en 
aus den 1960er Jahren, 20. 
September bis 17. Dezember 
2012. Ö& nungszeiten: Mitt-
woch bis Montag 10 - 19 Uhr, 
Di geschlossen. Eintritt: 7 € / 
ermäßigt 4 €, Eintritt frei bis 
16 Jahre. Onlinetickets: www.
gropiusbau.de

2011 wurde Daniel Barenboim der Willy-Brandt-Preis verliehen.     Foto: Kai Doering

                                     Der Martin-Gropius-Bau zeigt Fotografi en 
des vielseitigen Künstlers Dennis Hopper

AUSSTELLUNGSTIPP 

Pop Art-Maler James Rosenquist, 1964 vor der Billboard Factory, 
Los Angeles.
© The Dennis Hopper Trust, Courtesy of The Dennis Hopper Trust



Gebt mir meine Daten zurück
Kontrollmöglichkeiten   ausnutzen: Internet-Nutzer haben ein Auskunftsrecht 
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Lange Zeit wurden die  wich-
tigsten persönlichen Papiere 
gut verschließbar in einem 
Schreibsekretär au! ewahrt. 
Manch älteres Modell verfügte 
gar noch über kleine Geheim-

fächer für Briefe. Inzwischen 
gibt es weniger persönliche 
Papiere, dafür umso mehr 
persönliche Daten. Und die 
treiben sich in Datenbanken 
in der ganzen Welt herum.

Für Internetnutzer wird es zu-
nehmend schwieriger, den Über-
blick zu behalten. Immer wieder 
müssen bei Internethändlern 
Namen, Geburtstag und An-
schri"  eingetragen werden, es 

werden Kreditkartendaten ge-
sammelt. Wie verhängnisvoll 
die Verknüpfung verschiedener 
Daten werden kann, erfuhr in 
diesem Sommer der amerika-
nische Journalist Mat Honan. 
Telefonisch hatte ein Hacker 
unter Angabe von Honans öf-

fentlich zugänglicher Mail- und 
Rechnungsadresse für ihn eine 
zusätzliche Kreditkarte bei ei-
nem Buchversand eingerichtet. 
Damit war es möglich, sich dort 
anzumelden und Honans echte 
Kreditkartennummer zu erfah-
ren. Über die  wiederum konnte 
der Angreifer auf die bei Apple 
im Internet gespeicherten Daten 
von Honan zugreifen und per 
Fernwartung anfangen, dessen 
Handy- und PC-Inhalte zu lö-
schen und in Honans Namen 

auf Twitter obskure Meldungen 
abzusetzen. Eine Sicherheitslü-
cke, die inzwischen geschlossen 
wurde. Doch können sich immer 
wieder neue Lücken au" un. 

Für Philipp Steinberg, Internet-
experte im Berliner SPD-Landes-
vorstand, geht es heute um wichti-

ge Weichenstellungen: „Eine neue 
soziale Frage, die zwar die alten 
Verteilungsfragen nicht weniger 
wichtig werden lässt, lautet: Wer 
kontrolliert meine Daten?“ 

Längst bringt nicht nur der 
Weiterverkauf persönlicher Da-
ten wie Alter und Adressen Geld. 
Viel wichtiger sind persönliche 
Informationen über bevorzugte 
Internetseiten oder zurückliegen-
de Bestellungen, um Werbung 
zielgerichtet an die Adressaten zu 
bringen. Das kann für den Um-

worbenen im Einzelfall nützlich, 
aber auch aufdringlich sein. Ein-
träglich ist es jedenfalls für Goog-
le & Co. 

„Jede Person hat in der EU 
das Recht, eine Kopie von allen 
Daten, die ein Unternehmen 
über die Person speichert, zu be-

kommen“, sagt Steinberg. Vierzig 
Tage Zeit habe ein Unternehmen 
dafür. Dennoch ist die Durchset-
zung mitunter schwierig. So hat 
das Netzwerk Facebook nach ei-
ner Zunahme der Anfragen das 
entsprechende Formular abge-
schaltet. Anfragen können aber 
schri" lich gestellt werden (Face-
book Ireland Limited, Hanover 
Reach, 5-7 Hanover Quay Dublin 
2, IRELAND). Hilfestellung dazu 
geben auch Initiativen im Inter-
net. U.H.  

Überraschend viel Papier: Datenschutz-Aktivist Max Schrems mit dem Ergebnis seines Auskunfts-
gesuchs bei Facebook. Mehr als 1.200 Seiten erhielt er, auch alle seine gelöschten Einträge hat 
Facebook au! ewahrt.                   Foto: europe-v-facebook.org 

WAAGERECHT
1  Ostdeutsche Zigarettenmarke
3  Haut (engl.), Skinhead in Kürze
6  Zuspruch
10  Ziel der alliierten Invasion 1944
11  Lotteriepech
12  Berliner Senatorin
13  Flugschein
14  Hauptstadt von Samoa
17  vorzüglich für Vornehme
19  geheimer Stasibediensteter (Abk.)
21  Schwindsucht (med. Abk.)
24  Schwall

25  altdeutsch: Geheimnis (er 
       machte kein ... daraus)
28  die Straße, die nach diesem 
       Baum benannt wird, verbin-
       det in Berlin Grunewald- und 
       Hauptstraße
29  Souvenir auf Deutsch
32  (engl.) Flicken (kommt in 

vielen Familien vor)
33  Hochnäsigkeit auf Deutsch
34  Sie grünt so grün
35  umstrittener Pelz
36  Teilstreitkra"  an Land

SENKRECHT
1  Kartenspiel für vier Personen 

in zwei Partnerscha" en
2  Bauteil eines Uhrwerks 
4  Verschlüsselung von Botscha" en 
5  Verbindungselement zum 

Fügen von Blechteilen 
6  Silbe, die den Hauptakzent 

trägt
7  Wem das Wasser bis zum Hals 

steht, dem steht es ... Unterlippe
8  Stadtteil im äußersten Berliner 

Südosten 

9   Landwirt 
15  mathematische Konstante, 16. 
       Buchstabe im griech. Alphabet 
16  im Körper eingep# anztes
       künstliches Material
18  Metallbehälter, durch den z.B.
       Flüssigkeit # ießt 
20  am Rand gelegen 
22 weibliches Kleidungsstück
23 per Autostopp reisen
26  Fußsoldat
27  altersschwach

30  erhabenes Relief aus einem 
Schmuckstein 

30 Telefon- und Computerverbin-
dung (Abk.)

DIE GEWINNE
Hintereinander geschrieben ergeben 
die rot umkreisten Buchstaben den 
Namen einer viertklassigen Berliner 
Fußballmannscha! , die einen Bun-
desligisten eindrucksvoll aus dem 
Pokal schoss. 

Bitte schicken Sie dieses Lösungswort
auf einer Postkarte bis zum 31. Ok-
tober 2012 per Post an das Berliner 
Stadtblatt, Müllerstr. 163, 13353 
Berlin oder per E-Mail an raetsel@
berliner-stadtblatt.de. 
Unter allen richtigen Einsendungen 
verlosen wir 10 Exemplare des 
Reiseführers „Arbeiterbewegung in 
Berlin“ mit Beschreibungen histori-
scher Berliner Orte und zahlreichen 
Abbildungen. (Siehe auch Seite 5.)

Berliner Preisrätsel
Zu gewinnen:
10 Exemplare des Reiseführers „Arbeiterbewegung in Berlin“

Lösungswort des Kreuzworträtsels: 
CHARITÉ. Die abgebildete Skulptur 
„DAS GEWEHR ZERBRECHEN“ des 
Künstlers Angelo Monitillo steht auf der 

Ernst-Friedrich-Promenade gegenüber 
dem Anti-Kriegsmuseum in der Brüsse-
ler Str. Ecke Lütticher Str. im Wedding. 
Der Namensgeber der Promenade Ernst 
Friedrich hatte in den 20er Jahren in der 

Parochialstraße in Mitte das erste Anti-
Kriegsmuseum gegründet, das die Grau-
en des 1. Weltkriegs zeigte und später von 
den Nazis zerstört wurde. Die Gewinner 
wurden schri" lich benachrichtigt.

LÖSUNGEN DER JUNI-AUSGABE 

! In sozialen Netzen und auf Markt-
plätzen immer auf Einstellungen zur 
Privatsphäre achten. Sonst werden z.B. 
die Wunschzettel bei Amazon für alle 
sichtbar.  
! Viele Internetseiten hinterlassen kleine 
Programme (Cookies) auf der Festplatte 
des Nutzers, die das Surfverhalten fest-
halten. Sie  lassen sich im Internetbrow-
ser löschen oder ausschalten. (Manche 

Seiten allerdings funktionieren ohne 
Cookies nicht.) 
! Füllen Sie in Internet-Formularen nur 
die unbedingt erforderlichen Felder aus. 
O"  ist die Angabe der Telefonnummer 
zum Beispiel nicht notwendig.
! Das Netzwerk Facebook speichert 
derzeit ohne gesetzliche Grundlage 
aus den Bildern seiner Nutzer biome-
trische Daten zur Gesichtserkennung. 
Wer das nicht möchte, sollte auf das 
Hochladen von Fotos und Namens-

markierungen verzichten.
! Bei Einwahl in fremde WLAN-Netze 
sollten Dateien und Verzeichnisse auf 
dem eigenen Rechner nicht freigegeben 
sein, da sie dann möglicherweise von an-
deren Nutzern eingesehen werden. 
! Prüfen Sie bei der Installation oder 
Aktualisierung von Apps auf dem Han-
dy oder Tablet genau, ob die Rechte, die 
das Programm beansprucht, für seine 
Funktion notwendig sind. Für viele Apps 
gibt es Alternativen.

TIPPS ZUM SICHEREN SURFEN 

Bilderrätsel
Auf welchem zentralen 

Berliner Baudenkmal kämp-
fen hier Reiter und Pferd mit-
einander – so beschä" igt, dass 
sie auf die vielfältigen Ver-
änderungen um sich herum 

kaum noch achten können? 
Das Berliner Stadtblatt ver-

lost unter den richtigen Einsen-
dungen zum Bilderrätsel zwei-
mal zwei Eintrittskarten für die  
Neuköllner Oper.  

Einsendeschluss ist der 31. 
Oktober 2012. Einsendungen 
per Post an das Berliner Stadt-
blatt, Müllerstraße 163, 13353 
Berlin oder per E-Mail: raetsel@
berliner-stadtblatt.de. 



Anton-Schmaus-Haus – das Bollwerk gegen Nazis
Die verdiente Neuköllner Einrichtung kämpft weiter um ihre Existenz. Tapfer, unverzagt und ideenreich.

Die Nichtwähler sind in
Neukölln mit mehr als 50 Pro-
zent die größte Volkspartei in
des Bezirks, diies machte der
Chef des Forsa-Instituts Man-
fred Güllner in der Klausurta-
gung der SPD Neukölln in
GGrünau deutlich. 

Es gebe keine ausreichenden
Analysen darüber, wie man das
Nichtwähler-Potential aus-
schöpfen könne.  Das SPD-
Wahlergebnis von 42,8 Prozent
bei der Wahl zur Bezirksve-
rordnetenversammlung zeige,
dass sich der Wähler an Perso-
nen orientiere, Heinz Busch-
kowsky genieße die Sympa-
thien der Wähler. 

Die Wähler in Neukölln, be-
sonders im Norden, werden
deutlich jünger. Gerade hier sei
der Anteil der Nichtwähler be-
sonders hoch. „Dies muss bei
der kommenden Bundestags-
wahl ein besonderer Ansporn
für uns sein“, so Erol Özkaraca,
SPD-Abgeordneter im Bundes-
tagswahlkampf. Er regte an, die
Motivlage von Nichtwählern
besser zu untersuchen.

Sigmar Gude, Autor der To-
pos-Studie zu Nord-Neukölln,

vertrat die These, dass Verän-
derungen der Sozialstruktur
durch Wanderbewegungen
nicht so intensiv seien, wie sie
empfunden werden. Nord
Neukölln sei noch lange nicht
der Prenzlauer Berg und dies
sei auch nicht zu erwarten.

Zwar nehme die Anzahl an
Schüler und Studenten und da-
mit an Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen deutlich zu.
Eine sogenannte Gentrifizie-
rung, wie das Umkippen eines
Stadtteils zugunsten von Wohl-
habenden und Sozialstarken
bezeichnet wird, z. B. in Prenz-
lauer Berg, sei dies noch lange
nicht. 

Rückt die „Gentrifizierung“ bis
Neuköln vor?

Mit der Zunahme dieser jun-
gen Bevölkerung verändere
sich auch das Umfeld, be-
sonders die Kneipenszene, die
Kreativszene sowie Angebote
im Dienstleistungsbereich.
Dies mache sich natürlich im
Straßenbild deulich. 

Die damit verbundenen
Mietsteigerungen erzeugten
bei den Menschen eine gefühl-

Treiben Neureiche die Mieten hoch?
SPD Neukölln diskutierte sozialen Wandel im Norden des Bezirks 
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weitere Unterstützerinnen
und Unterstützer benötigt.

„VATTENFALL RAUS
KICKERN“

Zum Klima-Aktionstag am
22. September startet der
Energietisch eine öffentliche
Überraschungsaktion und
am 23. September geht es
dann in den Grunewald zum
Herbstfest des Ökowerkes.
Zudem fordert der Berliner
Energietisch bald zum Kik-

kertunier: „Vattenfall raus
kickern!“ Infos unter:
www.energietisch.net.

KAUF DES
STROMNETZES
BELASTET NICHT
DEN HAUSHALT

Ein von der IHK in Auftrag
gegebenes Gutachten bestä-
tigt die Aussage des Berliner
Energietisches, dass der
Rückkauf des Berliner Strom-
netzes ohne eine zusätzliche
Belastung des Haushaltes
möglich ist. Das Gutachter-
büro hat für drei mögliche
Kaufpreise - 400 Millionen,
einer Milliarde und drei
Milliarden Euro - eine Refi-
nanzierung berechnet. In al-
len drei Fällen wurde eine
vollständige Fremdfinanzie-
rung zu Grunde gelegt. 

te Gentrifizierung. Natürlich
versuchten die Vermieter im
Falle einer Neuvermietung die
Mieten so weit wie möglich zu
erhöhen. Neuvermietungen
kämen zu Stande, weil immer
mehr ältere Bürger sterben,
viele Neuköllner Bürger, die
am sozialen Aufstieg teilhaben,
den Bezirk verlassen und aus

vielen anderen Gründen Men-
schen ihre Wohnung aufgeben. 

Neukölln sei eher ein
„Durchlauferhitzer“ und bleibe
dies auch. Die steigenden Mie-
ten im Norden von Neukölln
seien allein noch kein ausrei-
chender Indikator für eine
Gentrifizierung im Norden des
Bezirks.

Das Jugendzentrum der So-
zialistischen Jugend – Die Fal-
ken in Neukölln, benannt nach
dem Antifascchisten Anton
Schmaus, der sich der Festnah-
me durch die SA widersetze,
kämpft weiterhin um die Exi--
stenz. 

Nach zwei Brandanschlägen
durch Nazis im Juni und im
November 2011 haben es die
Falken geschafft, das Haus im
Mai 2012 wieder zu eröffnen.
Die Kinder- und Jugendgrup-
pen können sich dort wieder
treffen und haben gezeigt, dass
sie sich nicht vertreiben lassen.
Mit dazu beigetragen hat eine

bundesweite Welle der Solida-
rität. Es gibt aber einen neuen
Rückschlag, wie Mirjam Blu-
menthal von den Falken Neu-
kölln berichtet. Die Feuer-
schutz-Versicherung hat bis
Ende 2012 gekündigt. „Die Na-
zis hätten einen späten Sieg“.

Mittlerweile ist es den Neu-
köllner Falken gelungen, ein
Konzept gemeinsam mit Poli-
zei, Versicherung und Fachfir-
men zu entwickeln, das einen
wirksamen Schutz gewährt.
Dazu gehören: Bewegungsmel-
der, Brandmelder, Kamera, Vi-
deo und Flutlicht. Und ein 190
Meter langer Zaun. Die Kosten

VOLKSBEGEHREN: ERSTE STUFE GESCHAFFT

Erol Özkaraca entgegnete:
„Ich habe meine Zweifel an
dieser Analyse und werde mich
mit dem Thema weiterhin aus-
führlich beschäftigen“. 

Mit Neugier erwartet wurde
ein Streitgespräch zwischen
dem konservativen Imam Fe-
rid Heider und dem Islam-Kri-
tiker Ralph Ghadban zum The-

Die Welt – bunt wie ein Falke
Kinder erlernen auf dem AWO-Bauernhof in Beeskow 
spielerisch die Vielfalt des Lebens

Das „Anton-Schmaus-Haus“ der Falken ist nach zwei Brandan-
schlägen wieder der Treffpunkt für Kinder und Jugendliche.

Der Neuköllner Kreisvorstand und die BVV-Fraktion diskutierten die wichtigsten Probleme im Bezirk.

„Die Welt ist bunt“. Unter
diesem Motto steht die Herbst-
fahrt der Sozialistischen Ju-
gend Deutschhlands – Die Fal-
ken Neukölln, die von 1. bis 5.
Oktober auf den AWO-Bau-
ernhof nach Beeskow/Bran-
ddenburg führt. 

Kinder ab sechs Jahren kön-
nen spielerisch erleben, dass es
auf der Welt ganz viele Kultu-
ren gibt, die man kennen- und
achten lernen kann. 

Dabei wird von Kontinent zu
Kontinent gesprungen, musi-
kalisch werden verschiedene
Sprachen vorgestellt und ba-
stelnd werden andere Traditio-
nen entdeckt. Nachtwande-
rung und Lagerfeuer gehören
ebenfalls zum geplanten Pro-

grammangebot. Und natürlich
sind Ferien dazu da, Spaß zu
haben und sich zu erholen,
auch dies wird nicht zu kurz
kommen.

„SJD - Die Falken“ ist ein de-
mokratischer Kinder- und Ju-
gendverband und ein aner-
kannter Träger, der schon seit
1904 ehrenamtliche Tätigkeit
anbietet. Die Arbeit wird vom
Bezirksamt Neukölln geför-
dert, so dass die Falken das
„Anton-Schmaus-Haus“ in
Britz nutzen können. 

Das Angebot reicht von
Hausaufgabenhilfe über Band-
proben bis hin zu tollen und
spannenden Projekten. Das Al-
tersspektrum reicht von sechs-
jährigen Kindern bis hin zu ju-

hierfür sind enorm und erfor-
dern 100.000 Euro, eine Sum-
me welche die Möglichkeiten
der Neuköllner Falken bei wei-
tem übersteigt. 

Daher haben die Falken
Neukölln die Aktion Bollwerk
gegen Nazis gestartet (www.
Bollwerk-gegen-Nazis.de). Sie
bitten alle, die für die Demo-
kratie einstehen, ein Stück des
erforderlichen Zauns zu erste-
hen. Der Zentimeter Zaun ko-
stet fünf Euro, wer fünf oder
mehr Zentimeter kauft, erhält
eine Urkunde mit der Original-
Unterschrift eines der promi-
nenten Unterstützer der Ak-

tion Bollwerk gegen Nazis, die
spontan zugesagt haben, dar-
unter: Konstantin Wecker,
Hannes Wader, Dieter Hilde-
brandt, Michael Sommer, Olaf
Schwarzbach, Ralf Wieland,
Reinhard Mey, Anetta Kahane,
Bianca Klose, Klaus Wowereit
und Wolfgang Thierse.

Es werden viele Menschen
benötigt, die den Kindern und
Jugendlichen zeigen: Wir lassen
Euch nicht allein im Kampf ge-
gen Nazis. Jede Spende hilft.
Spendenkonto: SJD-Die Falken
Neukölln, 556079106, BLZ
10010010, Postbank Neukölln,
Zweck: Bollwerk

gendlichen Studierenden. Die
Arbeit wird ehrenamtlich und
unentgeltlich geleistet.

Wöchentlich treffen sich
feste Kinder- und Jugendgrup-
pen, um Gruppenstunden, ge-
meinsame Fahrten und andere
Veranstaltungen zu planen. 

Alle Kinder sind willkom-
men, jeder lernt, sich einzu-
bringen, Mut zu haben, eine ei-
gene Meinung zu bilden und
diese zu äußern. Das Reden
und Handeln sind demokra-
tisch. Interessierte Eltern und
Kinder können einfach so vor-
beischauen und sich informie-
ren. Informationen gibt es auch
unter 

Telefon: 030-6022053 oder
www.falken-neukoelln.de.

ZWEITE HÜRDE
WIRD DEUTLICH
SCHWERER

Die Senatsverwaltung für In-
neres und Sport bestätigte
dem Berliner Energietisch
den Erfolg der ersten Stufe
der Unterschriftensamm-
lung. Der Energietisch reich-
te 35.833 Unterschriften ein,
davon wurden 30.660 für
gültig erklärt. Der Berliner
Senat empfahl die inhaltliche
Ablehnung des Gesetzent-
wurfs durch das Abgeordne-
tenhaus. Nach Ansicht des
Energietisches beruht die
Stellungnahme des Senats je-
doch auf einer Reihe von
sachlichen Fehlern. Die zwei-
te Hürde über 173.000 gültige
Unterschriften wird ungleich
schwerer, hierfür werden

ma Salafismus (fundamentali-
stische Strömung des Islam).
Heiders Überzeugung, der Is-
lam biete zu allen Lebensfragen
eine Antwort, stieß bei Ghad-
ban auf Ablehnung: Der salafi-
stische Ansatz, an die „Altvor-
deren“ der Zeit nach Moham-
med anzuknüpfen, sei histo-
risch verfehlt, weil wir über
diese Zeit fast nichts wüssten.

Konservative Muslime und
Gleichberechtigung 

Für die anwesenden Kom-
munalpolitiker ging es vor al-
lem um die Frage, wie konser-
vative Moslems in einer freien
Gesellschaft leben wollen: Sind
sie z.B. bereit, die Gleichbe-
rechtigung der Frau zu akzep-
tieren? Wie halten sie es mit
Themen wie Polygamie, mit
dem Sportunterricht oder der
Aufklärung an der Schule? 

Zu all diesen grundlegenden
Fragen war wegen der knappen
Zeit auf der Klausurtagung al-
lenfalls ein Zwischenergebnis
möglich. Die SPD Neukölln
bleibt am Thema dran, ein
Thesenpapier zum Islamismus
ist in Arbeit.



GEGEN GEWALT
„„FFaallkkeenn““  llaasssseenn  ssiicchh  nniicchhtt
eeiinnsscchhüücchhtteerrnn
Am Abend des 23. Au-
gust wurde der 17jährige
A. von den Neuköllner
„Falken“ nahe der Parchi-
mer Allee von zwei mas-
kierten Rechtsradikalen
überfallen. 
SSttaaddttbbllaatttt:: WWiiee  hhaatt  ssiicchh
ddeerr  ÜÜbbeerrffaallll  zzuuggeettrraaggeenn??
A.: Unmittelbar nachdem
ich einen der zahlreichen
NPD-Aufkleber un-
kenntlich machte, wurde
ich von hinten angegrif-
fen, geschubst und an-
schließend sofort mehr-
fach mit der Faust ins Ge-
sicht geschlagen. 
WWiieessoo  bbeezziieehhsstt  DDuu  ddaass
aauuff  ddaass  EEnnttffeerrnneenn  ddeess
NNPPDD--AAuuffkklleebbeerrss??
A.: Der Täter rief, ich sol-
le das lassen, bezeichnete
mich als „Zecken-
schwein“ und bedrohte
mich weiter. Angeblich
wisse er, wo ich wohne.
„Zecke“ ist ein in der
rechten Szene übliche Be-
zeichnung für linke De-
mokraten.
KKoonnnntteesstt  DDuu  ddiiee  TTäätteerr  eerr--
kkeennnneenn??
A.: Nein, beide waren
maskiert, der Schläger
mit einer Skimaske. Ich
habe nach dem Kranken-
hausbesuch die Täter bei
der Polizei angezeigt.
WWaarruumm  bbiisstt  DDuu  aann  ddiieesseenn
AAuuffkklleebbeerrnn  nniicchhtt  eeiinnffaacchh
vvoorrbbeeiiggeellaauuffeenn,,  wwiiee  vviieellee
aannddeerree  aauucchh??
A.: In meinen Augen ist
diese Propaganda rassi-
stisch und menschenver-
achtend. Das können wir
als Demokraten nicht
hinnehmen.
GGllaauubbsstt  DDuu,,  eeiinn  AAuuffkkllee--
bbeerr  ggeeffäähhrrddeett  ddiiee  DDeemmoo--
kkrraattiiee??
A.: Es ist ja nicht nur ei-
ner, die ganze Umgebung
der Parchimer Allee ist
voll. Neonazis sind im
Süden von Neukölln be-
sonders aktiv, sie wollen
mit ihren Aktionen den
Eindruck von Dominanz
erwecken und andere
einschüchtern. Außer-
dem machen sie ihre Ak-
tionen gezielt an Schul-
wegen. Das ist kein Ein-
zelfall. Ständig werden
demokratische Jugendli-
che belästigt, bedroht
und bis nach Hause ver-
folgt.
WWeennnn  ddaass  ssoo  iisstt,,  wwiiee  wwiirrsstt
DDuu  DDiicchh  ddeennnn  kküünnffttiigg
vveerrhhaalltteenn??
A.: Ich werde diese Pro-
vokationen auch weiter-
hin nicht dulden, mich
aber künftig vorher um-
drehen.
WWiiee  ggeehheenn  ddeennnn  ddiiee  „„FFaall--
kkeenn““  ddaammiitt  uumm??
K. Thiemann, Vorsitzen-
der der Neuköllner „Fal-
ken“: Wir werden uns
weiterhin offensiv für ei-
ne solidarische, freie Ge-
sellschaft einsetzen und
uns nicht verstecken.

INTERVIEW Schule für die
Roma-Kinder
Besondere Lerngruppen erforderlich

DDiiee  BBeerrlliinneerr  SScchhuulleenn  eerrhhaall--
tteenn  mmeehhrr  GGeelldd  ffüürr  SSaanniieerruunn--
ggeenn..  „„VVoorr  ddeemm  HHiinntteerrggrruunndd
ddeess  hhoohheenn  SScchhuullddeennbbeerrggss  BBeerr--
lliinn  uunndd  ddeenn  AAnnffoorrddeerruunnggeenn
ddeerr  SScchhuullddeennbbrreemmssee  iisstt  ddiieess
kkeeiinnee  SSeellbbssttvveerrssttäännddlliicchhkkeeiitt““,,
sstteelllltt  JJoosscchhkkaa  LLaannggeennbbrriinncckk
((SSPPDD)),,  MMiittgglliieedd  ddeess  AAbbggeeoorrdd--
nneetteennhhaauusseess  ffeesstt..

Trotzdem habe er sich als
Neuköllner Abgeordneter da-
für stark gemacht, dass mehr
Geld für Schulsanierungen flie-
ßen wird. Im Jahr 2012 werden
die Mittel für das Schul- und
Sportstättensanierungspro-
gramm um 16 Millionen auf

EEllff  vvoonn  6666  NNeeuukkööllllnneerr  SScchhuu--
lleenn  bbeekkoommmmeenn  eennddlliicchh  wwiieeddeerr
eeiinneenn WWaacchhsscchhuuttzz..

„Nach den Herbstferien wer-
den wieder Sicherheitskräfte an
den Eingangstoren stehen, um
das Eindringen von schulfrem-
den Personen zu verhindern“,
erklärte die Neuköllner Schul-
stadträtin Franziska Giffey
(SPD). Die neuen Wachschüt-
zer sollen unter anderem Ein-
gangskontrollen und zwei Mal
täglich Hofrundgänge durch-

führen. „Seit Jahresbeginn hat
es wieder mehr Störungen an
Schulen gegeben, weil sich
Fremde Zutritt verschafften“,
sagte Giffey.

Der Neuköllner SPD-Abge-
ordnete Joschka Langenbrinck
sagte, dass Vandalismus kein
rein Neuköllner Phänomen sei:
„Wir wollen aber keine Schlä-
ger und Junkies in unseren
Schulen haben.“

Der Wachschutz, der 400
Störfälle seit 2008 an Neuköll-

ner Schulen verhindert habe,
musste Ende 2011 vorüberge-
hend aus Geldmangel einge-
stellt werden. Er wird nur auf
Wunsch der jeweiligen Schule
durchgeführt und kostet den
Bezirk Neukölln bis Ende 2013
eine Million Euro. 

Die anderen 55 Neuköllner
Schulen halten den Wach-
schutz an ihren Standorten
nicht für erforderlich und nut-
zen  andere Sicherungsmaß-
nahmen.

SSeeiitt  AAnnffaanngg  JJuunnii  wwiirrdd  ddiiee
IInnffoossttaattiioonn  ddeerr  HHuuffeeiisseennssiieedd--
lluunngg  iinn  ddeerr  FFrriittzz--RReeuutteerr--AAlllleeee
4444  bbeettrriieebbeenn..  

Dort gibt es Informationen
über diese und fünf weitere
Welterbe-Siedlungen in Berlin.
Zudem betreibt der Verein der
„Freunde und Förderer der
Hufeisensiedlung Berlin Britz“
hier ehrenamtlich ein kleines
Café. 

Geöffnet ist die Station frei-

tags von 13 bis 17 Uhr sowie
sonntags von 15 bis 19 Uhr. Es
kommen viele Architektur-
Interessierte aus dem In-und
Ausland wie auch viele Nach-
barn der Siedlung und genie-
ßen das Café als Kommunika-
tions-Treffpunkt. 

Das Konzept, sich von „Insi-
dern“ informieren zu lassen
und gleichzeitig ein Treffpunkt
für die Bewohner zu sein, war
offensichtlich richtig.

Mehr Geld für Schulen
13 Neuköllner Bildungseinrichtungen werden saniert

Wachschutz an Neuköllner
Schulen kommt wieder
Eltern, Schülerinnen und Schüler können aufatmen

insgesamt 48 Millionen Euro
erhöht. Im Jahr 2013 werden
die Mittel 64 Millionen Euro
betragen.

In diesem Jahr entfällt knapp
ein Zehntel auf Neukölln: 4,7
Millionen werden in 13 Neu-
köllner Schulen investiert.
Neukölln hat schon viel für die
Verbesserung der Infrastruktur
der Schulen getan. Seit 2002
sind mehr als 150 Millionen
Euro in die Infrastruktur der
Neuköllner Schulen geflossen. 

„Mir ist bewusst, dass der
Rückstau wesentlich größer
und die Erhöhung der Mittel
nur ein Tropfen auf den heißen

Stein ist“, so Langenbrinck. 
Folgende Schulen erhalten

Mittel aus dem Sanierungspro-
gramm:  

Schule in der Köllnischen
Heide, Fritz-Karsen-Schule,
Albert-Schweitzer-Gymna-
sium, Heinrich-Mann-Schule,
Schilling-Schule, Oskar-Hein-
roth-Grundschule, Grund-
schule am Sandsteinweg, - Li-
s a-Tetzner-Gr u nds chu le ,
Grundschule am Teltowkanal,
Grundschule am Regenweiher,
Alfred-Nobel-Schule, Chri-
stoph-Ruden-Grundschule und
Hermann-von-Helmholtz-
Schule.

RRoommaa--KKiinnddeerr  sstteelllleenn  ddeenn  BBee--
zziirrkk  NNeeuukkööllllnn  aauucchh  iimm  nneeuueenn
SScchhuulljjaahhrr  vvoorr  eennoorrmmee  HHeerraauuss--
ffoorrddeerruunnggeenn..

Allein bis zum Monat August
wurden in diesem Jahr bereits
über 130 Kinder aus Bulgarien
und Rumänien für einen
Schulplatz in Neukölln ange-
meldet. Insgesamt besuchen
über 700 Kinder aus Südost-
europa Neuköllner Schulen.
Viele dieser Kinder sind Roma,
sprechen praktisch gar kein
Deutsch und haben auch sonst
häufig nur geringes schulisches
Vorwissen. Das stellt die Schu-
len vor große Probleme.

„Da die Kinder meist kaum
oder gar kein Deutsch spre-
chen, ist die Beschulung in be-
sonderen Lerngruppen erfor-
derlich. Dafür müssen Räume
und Lehrer gefunden werden,
was zunehmend schwieriger
wird“, erklärt Dr. Franziska

Giffey, Schulstadträtin im Be-
zirk. „Derzeit können wir nicht
alle Kinder ohne Deutsch-
kenntnisse sofort mit einem
Schulplatz versorgen, im Se-
kundarschulbereich führen wir
eine Warteliste. Wenn die Ent-
wicklung weiter so anhält, wer-
den wir weitere Schulkapazitä-
ten in Neukölln schaffen oder
unsere Nachbarbezirke um
Unterstützung bei der Unter-
bringung der Kinder bitten
müssen.“

Roma-Familien sehen in ei-
ner Auswanderung die einzige
Chance, sich und ihren Kin-
dern eine Zukunft zu bieten.

Insgesamt gehen seit dem
Ende der Sommerferien wieder
knapp 30.000 Schülerinnen
und Schüler in Neukölln zur
Schule. 2.654 Erstklässler feier-
ten ihre Einschulung und über
1.800 Siebtklässler starteten an
den Neuköllner Oberschulen. 
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Die meisten Roma-Kinder aus Bulgarien und Rumänien brauchen
eine intensive Betreuung Foto: Bezirksamt Neukölln 

Besucher der Infostation schätzen selbst gebackenen Kuchen und
Kaffeespezialitäten

Wie hier an Neuköllns beliebtester Gemeinschaftsschule, der Fritz-Karsen-Schule in Britz, werden end-
lich zahlreiche dringend notwendige Sanierungen vorgenommen.                        
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Fakten zur
Hufeisensiedlung 
Infostation ist beliebter Treffpunkt

PUTZAKTION
Unter dem Motto: „Unser
Dorf soll schöner werden“
veranstalten die Britzer Sozi-
aldemokraten eine Putzaktion
rund um die Parchimer Allee.
Im Mittelpunkt steht aber
nicht der gemeine Hausmüll,
sondern die kleinen, wider-
lichen Schmierereien von
Rechtsradikalen und Aufkle-
berchen von Neonaziparteien.

Alle aufrechten Demokraten
sind  aufgefordert, dabei mit-
zumachen und Britz wieder
schöner zu machen.  
Wer sich an der Aktion beteili-
gen möchte, trifft sich am Frei-
tag, 14. September um 18 Uhr
am U-Bahnhof Parchimer Al-
lee, Nordausgang.

EUROKRISE
Sind die Griechen an allem

schuld? Müssen immer die
kleinen Leute die Zeche einer
falschen Wirtschaftpolitik
zahlen? Die SPD-Britz lädt zu
einer öffentlichen Diskussion
mit Philipp Steinberg, Refe-
rent im Bundesministerium
für Finanzen und zur Zeit Be-
rater im Parteivorstand der
SPD ein: Dienstag, 11. Sep-
tember, 19 Uhr im Senioren-
club, Fritz-Reuter-Allee 50.

MELDUNGEN


